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Änderungsantrag zu PB.S­01

Nach Zeile 552 einfügen:
Therapievielfalt im Gesundheitswesen
Wahlfreiheit der Versicherten, die sich im Krankheitsfalle zwischen unterschiedlichen qualitätsgesicherten
Angeboten entscheiden können, hat in unserem Gesundheitswesen eine wichtige Bedeutung. Dafür
braucht es Therapievielfalt und das Selbstbestimmungsrecht der Patient*innen.
Integrative Medizin, die als sinnvolle Verbindung von konventioneller und komplementärer Medizin
definiert wird, wird von vielen Menschen genutzt, und spielt deshalb eine relevante Rolle in unserem
Gesundheitswesen. Deshalb wollen wir für alle den barrierefreien Zugang zur integrativen Medizin
sicherstellen. In der Erforschung der Integrativer Medizin besteht ein Nachholbedarf. Deshalb sollte die
öffentlich geförderte Forschung in diesem Bereich mehr unterstützt werden, u.a. durch die Schaffung von
weitere Lehrstühle zur Integrative Medizin.

Begründung

Patientinnen und Patienten wünschen sich ein sich ergänzendes Miteinander von konventionellen und
komplementären Therapieverfahren. Dies bestätigen entsprechende Umfragen und
Untersuchungen.[1],[2], [3] Zu den Verfahren der integrativen Medizin, die ergänzend und/oder im Verbund
mit der konventionellen Medizin eingesetzt werden („Das Beste aus beiden Welten“ WHO-Definition),
zählen u. a. die Mind-Body-Medizin, Phytotherapie, Homöopathie, Anthroposophische Medizin,
Traditionelle Chinesische Medizin, Kneipp-Verfahren, Ayurvedische Medizin, Osteopathie und
Naturheilkunde. Über 60.000 Ärzt*innen arbeiten in Praxis und Krankenhaus mit komplementären
Therapieverfahren. Sie besitzen eine universitäre Ausbildung in konventioneller Medizin und sind
zusätzlich durch Zusatzausbildung und Weiterbildung doppelt qualifiziert. Damit wird die
Patient*innensicherheit gewährleistet. Die zusätzliche Therapieoptionen der Integrativen Medizin,
beispielsweise bei chronischen Erkrankungen, in der Schmerzversorgung oder in der Prävention, werden
von vielen Patient*innen wahrgenommen. Außerdem könnte die integrative Medizin dazu beitragen,
Antibiotika dort einzusparen, wo sie nicht angezeigt sind oder zurückhaltend eingesetzt werden sollten,
wie z. B. viele Infektionserkrankungen im hausärztlichen Bereich.[4], [5] Die öffentlich geförderte
Forschung ist im Bereich der Integrativen Medizin unterrepräsentiert. Deshalb ist eine gezielte
Forschungsförderung notwendig.
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